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Ein Jahrhundert im Einsatz 
zum Wohle der Versicherten
 „Die krankenversicherung wird teurer. es ist nicht die Schuld der 
 träger der krankenversicherung, sondern folge der steigenden an-
forderungen“. Was aktuell klingt, stand schon 1927 in der Verbands-
zeitung „Die ersatzkasse“. 
Text: Birgit Tillmann

i
n diesem Jahr feiert der Verband der 
Ersatzkassen sein 100-jähriges Be-
stehen. Ein guter Anlass, sich mit der 
 Geschichte zu beschäftigen. In einer 

interessanten Festschrift zum Jubiläum 
blickt der Verband zurück – mit aktuellen 
Bezügen. 

So geht bereits die Einteilung in Primär- 
und Ersatzkassen auf jene frühen Jahre zu-
rück. Mit dem „Gesetz betreffend die Kran-
kenversicherung der Arbeiter“ führte der 
Reichstag unter Reichskanzler Bismarck am 
15. Juni 1883 die gesetzliche Krankenversi-
cherung im Deutschen Reich ein. Gleich-
zeitig gründete der Staat die Primärkassen, 
mit denen alle Arbeitnehmer, unterteilt in 
ihre Berufe und sofern sie nicht bereits wo-
anders versichert waren, im Krankheitsfall 
durch eine kostenlose ärztliche Behand-
lung und 13 Wochen Krankengeld abgesi-
chert sein sollten.  

Mit der Schaffung der Primärkassen 
begann auch der Wettbewerb mit den Er-
satzkassen, die bereits teilweise seit Ende 
des 18. Jahrhunderts als freiwillige Hilfs-
vereine zur Absicherung von Handwerks-
gesellen und Handlungsgehilfen gegen 

Krankheit, Unglücke und Tod gegründet 
worden waren.

In den folgenden Jahren musste das 
Verhältnis der beiden Kassenarten unter-
einander immer wieder ausgelotet werden, 
denn der Staat unterstützte die Primärkas-
sen einseitig zu Lasten der Ersatzkassen. 
Ein Verband, der die Ersatzkassen ein-
te, sollte Abhilfe schaffen und ihre Positi-
on stärken: Am 20. Mai 1912 gründete sich 
in Eisenach der „Verband Kaufmännischer 
Eingeschriebener Hilfskassen (Ersatz-
kassen)“, bestehend aus zehn Kassen mit 
120.000 Mitgliedern.

Der Erste Weltkrieg erschütterte zwar 
Deutschland, aber nicht die Grundprinzipi-
en der Reichsversicherungsordnung. Nach 
Kriegsende wurden die Ersatzkassen den 
Primärkassen endlich finanziell gleichge-
stellt. Damit konnten die Ersatzkassen und 
ihr Verband in der Weimarer Republik ihre 
Position zunächst ausbauen (1923: 22 Kas-
sen, ca. 700.000 Mitglieder). Doch Hyper-
inflation und Weltwirtschaftskrise hatten 
Folgen für alle Kassen: Immer mehr Arbeit-
nehmer fielen aus der Versicherungspflicht 
heraus, den Kassen fehlten die Beiträge 
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Ulrike Elsner ist neue Vorstands-
vorsitzende des Verbandes der Er-
satzkassen e.V. (vdek). Am 11. Juli 
2012 wurde die Volljuristin einstim-
mig von der Mitgliederversammlung 
gewählt. Damit übernimmt sie die 
Nachfolge von Thomas Ballast, der 
seit dem 1. Juli 2012 im Vorstand der 
TK sitzt. 
Elsner stammt aus Schleswig-Hol-
stein und ist seit 1994 beim Ersatz-
kassenverband tätig, zuletzt als Lei-
terin der Abteilung Ambulante 
Versorgung der vdek-Zentrale und 
Abwesenheitsvertretung des Vor-
standsvorsitzenden. In ihrer Amtszeit 
will die neue Vorstandsvorsitzen-
de die Versorgungsqualität stärker 
in den Fokus verbandspolitischer 
Arbeit rücken. Ziel werde die Stär-
kung indikationsgerechterer Behand-
lungsmethoden sowie ein optimiertes 
Versorgungsangebot, das die demo-
grafischen Entwicklungen unserer 
Zeit passgenauer abbilde, so Elsner.
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Wechsel an der 
Spitze des vdek

ulrike elSner

FOTO  vdek



bremen

Mitgliederzahlen des VdAK überschritten 
1972 die Acht-Millionen-Grenze.

Doch die goldenen Zeiten im Gesund-
heitswesen waren bald zu Ende: 1977 wur-
de das erste Kostendämpfungsgesetz be-
schlossen, das jedoch nicht dauerhaft 
wirkte. Zahlreiche Reformen folgten, um 
die Kosten in den Griff zu bekommen und 
zeitgemäße und notwendige Leistungen 
anzubieten. Zudem musste nach der Ver-
einigung 1990 die soziale Krankenversi-
cherung in den fünf neuen Bundesländern 
aufgebaut und die Folgen der DDR-Miss-
wirtschaft auf dem medizinischen Sektor 
beseitigt werden.

regionalisierung und Servicefunktionen

Auch im Verband tat sich einiges: Aufgrund 
der Regionalisierung der Gesundheitspo-
litik entstanden ab 1990 die Landesvertre-
tungen, unter anderem in Bremen. 2009 
wurde aus dem VdAK /AEK der vdek mit 
Sitz in Berlin. Neben der Interessenpolitik 
und dem Vertragsgeschäft auf Landesebe-
ne übernahm der Verband nunmehr ver-
stärkt Service- und Dienstleistungsfunkti-
onen für die Ersatzkassen und vermittelte 
ihre Interessen im GKV-Spitzenverband. 
Damit stellten sich die Ersatzkassen auf 
die veränderten Rahmenbedingungen ein. 
Diese Flexibilität wird auch in Zukunft die 
Garantie sein, dass die Ersatzkassen gut 
aufgestellt sind. Denn, so resümiert die 
Festschrift die Geschichte des Verbandes: 
„Langweilig war es nie.“  

und gleichzeitig forderten die Unterneh-
mer eine Kürzung der Beitragssätze, damit 
„Arbeit billiger wird“.

Der Verband im Dritten reich

Als 1933 die Nationalsozialisten an die 
Macht kamen, wurden Verband und Mit-
gliedskassen zu Handlangern der NS-Poli-
tik. Auch dies klammert die Festschrift nicht 
aus und berichtet, wie „erschreckend bü-
rokratisch“ der Verband „mit der Umset-
zung rassistischer Gesetzgebung“ umging. 
1936 folgte die Umbenennung in „Verband 
der Angestellten-Krankenkassen“ (VdAK), 
auch wurden die Ersatzkassen als Körper-
schaften öffentlichen Rechts den gesetzli-
chen Krankenkassen gleichgestellt, doch 
die Selbstverwaltung wurde von den Na-
zis abgeschafft. Pläne, alle Ersatzkassen zu 
einer zusammenzuschließen oder gar auf-
zulösen, wurden nicht mehr durchgeführt. 

Nach dem Krieg wurden die Ersatz-
kassen schnell wieder zugelassen und 
meldeten in der jungen Bundesrepub-
lik wachsende Mitgliedszahlen (1955: ca. 
3,1 Millionen Versicherte). Der AEV – Ar-
beiter-Ersatzkassen-Verband, 1938 gegrün-
det, arbeitete nun im Schulterschluss mit 
dem VdAK. Mit der ersten Sozialwahl 1953 
wurde die Selbstverwaltung bei den Er-
satzkassen wiedergeboren. 

In den 70er Jahren wurden die Leis-
tungen der Ersatzkassen ausgebaut, Vor-
sorge- und Rehabilitationsmaßnahmen in 
den Leistungskatalog aufgenommen. Die 

Die gÄSte Der erÖffnung  lauschten dem Präsidenten der Bürgerschaft, christian Weber.
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In Vorbereitung der Feierlichkeiten 
zum 100-jährigen Bestehen des Ver-
bandes wurde mir bewusst, dass ich 
selbst schon fast 50 Jahre im Dienst 
der gesetzlichen Krankenversiche-
rung stehe, den größten Teil davon 
beim Verband der Ersatzkassen. Das 
nimmt mir ein wenig von der „ehr-
fürchtigen Last“ eines hundertjähri-
gen Jubiläums.
Andererseits zeigt es die Stärke 
und die Kraft einer solchen Zweck-
gemeinschaft, die zwei Weltkrie-
ge überstanden hat und von an-
fangs 120.000 Mitgliedern heute 
mit über 25 Millionen Versicherten 
die stärkste Krankenkassenart in 
Deutschland ist.
Diese Entwicklung kommt nicht von 
ungefähr. Dass ich daran so viele Jah-
re selbst mit gestalten konnte, er-
füllt mich mit Stolz. Gleichzeitig ist es 
aber auch eine Verpflichtung, diesen 
Weg weiter zu beschreiten. Die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter unse-
rer Landesvertretung werden auch 
in Zukunft alles daran setzen, die 
uns von den Mitgliedskassen gestell-
ten Aufgaben zu erfüllen und die Er-
satzkassengemeinschaft, die auch in 
den nächsten Jahren noch weiter an-
wachsen wird, gegenüber der Poli-
tik, den Leistungserbringern und den 
vielfältigen Standesorganisationen 
aktiv zu vertreten. Aber auch, wie es 
schon in den Gründerjahren des Ver-
bandes hieß: „ … gemeinsam allen 
Stürmen zu trotzen.“

K O M M e n t a r

100 Jahre 
 verpflichten
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von
karl l. nagel
leiter der 
vdek-landesvertretung 
Bremen
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Bewegende Fotoausstellung 
in der Bürgerschaft 
Zusammen mit rund 40 geladenen gästen aus Politik, den Mitglieds-
kassen und dem gesundheitswesen hat der vdek am Montag, den 
3. September 2012, in der Bremer Bürgerschaft die fotoausstellung 
„WieDer geSunD?“ eröffnet. anlass für die ausstellung war die 
100-Jahr-feier des vdek.
Text: Wiebke Zabel

i
n seiner Festrede lobte der vdek-Ver-
bandsvorsitzende, Christian Zahn, die 
künstlerische Leistung der jungen Stu-
dierenden. „Gesundheit ist ein Gut, das 

uns alle angeht.“ Dies hätten die Künstler 
eindrucksvoll unter Beweis gestellt. 

Einleitende Grußworte sprachen fer-
ner Christian Weber, Präsident der Bre-
mischen Bürgerschaft, und Karl L. Nagel, 
Leiter der vdek-Landesvertretung Bremen. 
Der Kurator der Ausstellung, Fotodesigner 
Manfred Wigger, verriet im Anschluss De-
tails zu einzelnen Bildern. 

Anwesend war auch die Fotografin 
Viktoria Heisig, die in ihren Bildern die 
Bedeutung eines gut funktionierenden, 
medizinischen Versorgungssystems un-
terstrich. „Die Spuren vieler kleiner Ver-
letzungen meines jüngeren Bruders zei-
gen, wie gut wir es in Deutschland haben, 
weil die gesetzlichen Krankenkassen uns 
einfach vieles zahlen“, erläuterte Heisig 
(siehe Bild oben). 

Was ist gesundes leben?

Die zunehmende Medikalisierung in der 
Medizin wird von den Künstlern the-
matisiert, ebenso die Frage nach ei-
nem „gesunden Leben“. Dass es sich 
auch mit Handicap gut leben lässt, zei-
gen das anrührende Strahlen einer jun-
gen Rollstuhlfahrerin sowie das kes-
se Grinsen der 17-jährigen Annika, die 
mit Trisomie 21 zur Welt kam. Sogar der 
schmerzliche Abschied von einem gelieb-
ten Menschen wird in bewegenden Bil-
dern dokumentiert. 

Präsentiert werden die Fotografien 
auf über 30 Bildtafeln, begleitet von Sprü-
chen und klugen Gedanken prominenter 
Persönlichkeiten.

Die Foto-Ausstellung ist noch bis zum 
4. Oktober 2012, werktags von 9 bis 18 Uhr, 
in der Mittelhalle der Bremer Bürger-
schaft zu sehen (Am Markt 20). Der Ein-
tritt ist frei.  

Die Junge künStlerin Viktoria HeiSig  im gespräch über ihre Bilder.
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Die gesetzliche Krankenversiche-
rung sieht heute anders aus als vor 
100 Jahren. Die Ersatzkassen und 
der Verband haben sich stets flexi-
bel erwiesen. Sie haben die gesetzli-
chen Möglichkeiten genutzt, um sich 
im stärker werdenden Wettbewerb 
zu behaupten. Die bundesweite Aus-
richtung, große Serviceorientierung 
und Verantwortungsbewusstsein für 
die Versorgung unserer Bevölkerung 
kennzeichnen die Ersatzkassen 
– gestern wie heute. 
Unsere Arbeit kann sich sehen 
lassen: Mit mehr als 25 Millionen 
Versicherten sind die Ersatzkassen 
heute Marktführer in der gesetz-
lichen Krankenversicherung. Wir sor-
gen täglich dafür, dass den Patienten 
ein innovatives, qualitätsgeprüftes 
und wirtschaftliches Versorgungsan-
gebot zur Verfügung steht.  
Dass unser Krankenversicherungs-
system in den 100 Jahren zu einem 
wesentlichen Bestandteil unse-
rer sozialen Kultur in Deutschland 
geworden ist, verdanken wir den 
Grundwerten, auf denen es beruht: 
Solidarität, soziale Gerechtigkeit, 
Pluralität und Selbstverwaltung. Die 
Menschen haben Vertrauen in ihr 
Gesundheitssystem. Daran sollten 
wir immer denken, wenn wir über 
Veränderungsprozesse nachdenken.

F e S t r e D e  ( a u S Z u g )

Solidarität und 
Selbstverwaltung 
als grundwerte

klare Worte:  Verbandsvorsitzender 
christian Zahn

FOTO  vdek
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vdek Herr Dr. Heuerding, im Oktober 2011 
wurde das Kinderfacharzt-Zentrum im 
Medicum (KiM) in Bremen eröffnet. 
Was ist das Besondere an KiM?
Dr. Heuerding Im Kinder-Facharztzentrum 
Bremen arbeiten Kinder- und Jugend-
ärzte mit unterschiedlichen Schwer-
punkten zusammen, um gemeinsam 
junge Patienten mit chronischen oder 
komplexen Erkrankungen zu diagnosti-
zieren und zu therapieren. Wir stellen 
ihnen eine schnelle, medizinisch sinn-
volle und umfassende Diagnostik zur 
Verfügung. Dieser Zusammenschluss 
unterschiedlicher Fachdisziplinen in 
einem Zentrum ist deutschlandweit 
einmalig. Durch Vernetzung unserer 
Kenntnisse und gemeinsame Patien-
tenkontakte können wir oft auch bei 
schwierigen Fragestellungen Hilfe leis-
ten, unnötige Untersuchungen und Be-
lastungen der Kinder können vermie-
den werden. Wir können uns, auch 
aufgrund der Bereitschaft der Kranken-
kassen unser Projekt zu unterstützen, 
wirklich Zeit für ausführliche Anam-
nesegespräche nehmen. Wir bilden als 
Team nahezu die gesamten spezialisier-
ten Fachrichtungen in der Kinderheil-
kunde ab: Allergologie, Endokrinologie, 
Hämatologie, Hämostasiologie, Pneu-
mologie, Nephrologie, Neuropädiatrie. 
Uns steht zur Diagnostik der Kinder ein 
moderner Gerätepark zur Verfügung, 
wie ihn normalerweise zentralisiert nur 
die klinische Medizin vorhält.

vdek Welche Kinder und Jugendliche 
können ins KiM kommen? 
Dr. Heuerding In manchen Situationen ist 
auch bei optimaler Betreuung durch 
den Kinderarzt spezielles fachärztli-
ches Hintergrundwissen sinnvoll, um 
zu einer genauen Diagnose und einer 
sinnvollen Therapie zu gelangen. Die 

Versorgung dieser Kinder kann hier in 
einem entspannten, ambulanten Rah-
men mit viel Zeit für unsere Patienten 
stattfinden. Ohne die Innovationsfreu-
de der beteiligten Krankenkassen hät-
ten wir dieses aufwändige Projekt mit 
allen notwendigen Investitionen in In
frastruktur und Gerätepark nicht begin-
nen können.
Leider müssen wir dieses Angebot auch 
auf Versicherte der beteiligten Kran-
kenkassen (u.a. hkk, BARMER GEK, TK 
und DAK-Gesundheit) beschränken. 
Versicherte anderer Krankenkassen 
können nur in Ausnahmefällen im KiM 
diagnostiziert und behandelt werden. 
Für die Leistungen im KiM ist die Über-
weisung durch den behandelnden Kin-
derarzt notwendig.

vdek Woher kommen die jungen Patien-
ten und wie wird es bislang angenom-
men?
Dr. Heuerding Wir behandeln Kinder aus 
Bremen und aus dem niedersächsi-
schen Umland. Wir sind weitgehend 
ausgelastet, bemühen uns aber die 
Wartezeiten nicht zu lange werden zu 
lassen. Von den Patienten erfahren 
wir oft ein positives Feedback, weil wir 
uns Zeit nehmen können, und manch-
mal auch, weil wir eine Diagnose stel-
len konnten, an die bis zu diesem Zeit-
punkt noch nicht gedacht wurde.
Internet Adresse:  
http://www.kim-bremen.de

D r e i  F r a g e n  a n  D r .  M a r c o  H e u e r d i n g ,  K i n d e r f a c h a r z t

„Deutschlandweit einmalige Vernetzung  
für junge Patienten“

Dr. Marco  
Heuerding 

Facharzt für Kinder- 
und Jugendmedizin 

Pädiatrischer 
Haemato-Onkologe

FOTO  prFOTO  Techniker Krankenkasse 

A r z n e i - D a t e n b a n k

Embryotox berät  
bei Medikamenten 
für Schwangere

Rund eine Million Besucher haben 
sich seit 2008 auf der Onlineda-
tenbank Embryotox über Risiken 

bei der Anwendung von Arzneimitteln in 
Schwangerschaft und Stillzeit informiert. 
Damit haben sich die Zugriffszahlen von 
anfänglich ca. 600 auf heute durchschnitt-
lich 2.200 Besuche je Werktag gesteigert. 
„Wir konnten die Sensibilität für eine dif-
ferenzierte Risikobewertung von Medika-
menten in Schwangerschaft und Stillzeit 
erhöhen“, erklärt die Parlamentarische 
Staatssekretärin Ulrike Flach.
Die vom Bundesministerium für Gesund-
heit geförderte Infoseite des Pharma-
kovigilanz- und Beratungszentrums für 
Embryonaltoxikologie bietet Ärzten und 
anderen Interessierten ein unabhängi-
ges und qualitätsgeprüftes Portal zur Ver-
träglichkeit der wichtigsten Medikamente 
und zur Behandlung häufig vorkommen-
der Krankheiten bei Müttern und wer-
denden Müttern. Von Aspirin bis Penicil-
lin ist nachzulesen, ob ein Wirkstoff bei 
Schwangeren und Stillenden sinnvoll 
oder schädlich ist und welche Alternati-
ven angeboten werden können.
Darüber hinaus ist die Datenbank Teil ei-
nes Forschungsprojekts: Jeder Nutzer des 
Onlineportals liefert über einen Fragebo-
gen und kostenlose Telefonberatung ge-
zielte Hinweise auf wichtige Fragen und 
verbessert damit das Wissen über die 
Wirkung von Arzneien bei Schwangeren. 
Informationen unter: www.embryotox.de

Sicherere Medikamente  für Mutter und Baby
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Betrug bei Bremer Pflegedienst  
aufgeflogen
Seit 2000 kämpfen die Bremer Krankenkassen gemeinsam gegen Abrechnungs- 
manipulation. Einbezogen sind Staatsanwaltschaft und Kriminalpolizei.  
Jüngster großer Erfolg: Einem Pflegedienst wurde Betrug nachgewiesen.   
Text: Birgit Tillmann

N
achdem eine Kasse Unregelmä-
ßigkeiten bei der Ausführung 
der Pflegeleistungen festge-
stellt hatte, ergab eine Prüfung 

durch den Medizinischen Dienst der Kran-
kenversicherung weitere Auffälligkeiten. 
So sollte ein Mitarbeiter Leistungen zu 
einem Zeitpunkt erbracht haben, an dem 
er überhaupt keinen Dienst hatte. Außer-
dem waren angeblich bis zu 45 Einsätze 
an einem Tag von einer Pflegekraft bewäl-
tigt worden – ein Ding der Unmöglichkeit. 
Die gemeinsame Prüfgruppe wurde ein-
geschaltet. 

Die Beweisaufnahme durch die Kri-
po gestaltete sich schwierig. Es stellte 
sich heraus, dass die Unterlagen durch 
den Pflegedienst professionell manipu-
liert worden waren: Die Pflegeleistun-
gen waren optisch korrekt dokumentiert, 
aber waren sie auch erbracht worden? Nur 
durch die gute Zusammenarbeit der Kran-
kenkassen in der GKV-Prüfgruppe war es 
möglich, die seitens der Kripo benötigten 
Abrechnungsdaten zusammen zu führen. 

Schwierige Ermittlungen

Die polizeiliche Befragung der Mitarbei-
terinnen und Patienten brachte jedoch 
wenig. Zunächst gemachte Aussagen von 
Pflegekräften wurden später widerrufen. 
Die überwiegend osteuropäische Klientel 
des Pflegedienstes schwieg oder schien 
genau instruiert zu sein, was gesagt wer-
den durfte. Außerdem bezweifelten die 
Krankenkassen, dass wirklich alle ärzt-
lich verordneten Pflegeleistungen tat-
sächlich notwendig waren. Letztlich waren 

Ermittlungsmethoden erfolgreich, wie sie 
sonst nur bei der Verfolgung von organi-
sierter Kriminalität angewandt werden.

Nach der komplizierten Aufarbei-
tung der Daten der Krankenkassen und 
dem Abgleich mit den Feststellungen 
der Staatsanwaltschaft stand am Ende 
eine nachweisbare Schadenssumme  
von 212.000 Euro fest. Diese entstand al-
lein durch zwei Mitarbeiterinnen zwi-
schen April 2008 und Mai 2010. Der tat-
sächliche Schaden beträgt nach einer 
realistischen Hochrechnung deutlich 
mehr als eine Million Euro, vermutet die 
GKV-Prüfgruppe. 

Doch der Erfolg der Prüfgruppe wur-
de kurz darauf von der weiteren Entwick-
lung getrübt: Der Vorschlag der Kassen 
zur Schadenswiedergutmachung wurde 
vom Pflegedienst ausgeschlagen. Statt-
dessen hat der Anbieter mittlerweile In-
solvenz angemeldet. 

Der insolvente Betrieb hat alle Patien-
ten und auch sein Personal an einen zwi-
schenzeitlich neu gegründeten Pflege-
dienst abgegeben. Der neue Betrieb wird 
von anderen Personen geleitet, die wei-
tere Entwicklung wird genau beobachtet. 
Da bislang etwa 50 Prozent der Abrech-
nungen manipuliert waren, prüfen die 
Kassen nun beim neuen Pflegedienst in 
mühevoller Kleinarbeit sowohl die Not-
wendigkeit der Verordnungen als auch 
die Leistungserbringung generell. Klar ist, 
Abrechnungsbetrug ist kein Kavaliersde-
likt. Auch Patienten, die nicht erhaltene 
Leistungen quittieren, machen sich mit-
schuldig, ebenso wie Ärzte, die nicht not-
wendige Verordnungen ausstellen. 

Schon zwei Millionen Euro zurückgeholt 

Trotz dieser Rückschläge ist es ein Erfolg, 
dass dem betrügerischen Pflegedienst das 
Handwerk gelegt werden konnte. Torsten 
Barenborg, für den vdek in der Prüfgrup-
pe, ist überzeugt: „Mit ihrem entschlosse-
nen Vorgehen haben Strafverfolgungsbe-
hörden und Krankenkassen ein Zeichen 
gegenüber den schwarzen Schafen der 

Branche gesetzt, die durch ihr Verhalten 
leider auch das Ansehen der großen Mehr-
heit ehrlich arbeitender Pflegedienste ge-
fährden.“
Insgesamt konnten die Ermittler der GKV-
Prüfgruppe in den vergangenen elf Jahren 
fast zwei Millionen Euro allein für die Er-
satzkassen im Land Bremen von Abrech-
nungsbetrügern zurückholen.  

Betrügerischer Pflegedienst  kassierte zu 
Unrecht.

FOTO  Chariclo – Fotolia.com
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P f l e g e n e u a u s r i c h t u n g s g e s e t z

Private Pflegevorsorge  
löst Problem nicht
Die Ersatzkassen begrüßen die Leistungsverbesserungen, die mit dem 
Pflege-Neuausrichtungsgesetz zum 1.1.2013 eingeführt werden. Positiv 
zu bewerten ist, dass es keine verpflichtende private Pflegezusatzver-
sicherung geben wird. Damit bleibt es bei einer solidarischen paritäti-
schen Finanzierung. 

A
m 29. Juni 2012 hat der Deutsche 
Bundestag das Pflegeneuausrich-
tungsgesetz (PNG) verabschie-
det. Damit hat der Gesetzgeber 

die Förderung einer freiwilligen privaten 
Pflegezusatzversicherung beschlossen. 
Als Anreiz für den Abschluss einer solchen 
Versicherung ist ein staatlicher Zuschuss 
in Höhe von 60 Euro pro Jahr geplant, un-
abhängig vom jeweiligen Einkommen. Der 
Umfang des Versicherungsschutzes kann 
individuell bestimmt werden, wobei die 
untere Grenze durch einen monatlichen 
Mindestbeitrag von 10 Euro vorgegeben 
ist. Außerdem muss die Versicherung eine 
Pflegetagegeldversicherung beinhalten. 

Für den Abschluss dieser Zusatzversi-
cherung soll kein Gesundheitscheck ver-
pflichtend sein. Dieser Umstand könnte 
zu höheren Beiträgen bei privaten Pfle-
gezusatzversicherungen führen, mit der 
Folge, dass nur wirtschaftlich gut gestell-
te Versicherte eine derartige Versicherung 
abschließen und Zuschüsse in Anspruch 

nehmen werden. Menschen mit unter-
durchschnittlichem Einkommen blieben 
damit aus finanziellen Gründen unversorgt.

Aus Sicht der Ersatzkassen wird mit 
der Förderung der privaten Pflegevorsorge 
das grundsätzliche Finanzierungsproblem 
in der Pflege nicht gelöst. Der hierfür vor-
gesehene staatliche Zuschuss in Höhe von 
monatlich fünf Euro zu jeder förderfähigen 
Pflegezusatzversicherung wäre in der sozi-
alen Pflegeversicherung besser investiert, 
um damit den Aufbau einer Demografiere-
serve zu unterstützen.

Mehr Leistungen für Demenz-Kranke

Eine weitere Neuerung, die mit dem PNG 
in Kraft tritt, ist die Verbesserung der Leis-
tungen für Personen mit erheblich ein-
geschränkter Alltagskompetenz ab dem 
1. Januar 2013. Finanzielle Leistungen für 
Demenz-Kranke und die Pflegestufen 0 bis 
II werden demnach erhöht. Diese Maßnah-
men begrüßen die Ersatzkassen. Allerdings 
kann dies nur ein erster Schritt sein. 

Wichtig ist insbesondere eine zeitna-
he Umsetzung eines neuen Pflegebedürf-
tigkeitsbegriffs, um Pflegebedürftigen an-
gemessenere Leistungen zur Verfügung 
stellen zu können. Eine Definition wurde 
bereits 2009 entworfen. Leider wurden 
die Ergebnisse nicht aufgegriffen. Den-
noch ist es wichtig, jetzt eine verbindli-
che Vorgehensweise festzulegen, wie der 
neue Pflegebedürftigkeitsbegriff umge-
setzt werden soll. Das jetzt verabschiede-
te Gesetz sieht hierzu keinen Zeit- und Fi-
nanzrahmen vor.  

Bundesgesundheitsminister  Daniel Bahr
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Kartellrecht für 
Krankenkassen?

Wenn ein Monopolist auf dem 
freien Markt Mitbewerber auf-
kauft, so wird dies selbst-

verständlich vom Bundeskartellamt 
sorgfältig geprüft. Wenn allerdings Kran-
kenkassen miteinander kooperieren, um 
die bestmögliche Versorgung für ihre 
Versicherten auszuhandeln, so ist dies 
keine unerlaubte Absprache nach kartell-
rechtlichen Aspekten. Genau das will die 
Regierungskoalition jedoch ändern mit 
der nun vorgelegten 8. Novelle des Geset-
zes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
(8. GWB-Novelle).
Gegen die undifferenzierte Anwendung 
des privatrechtlichen Kartellrechts auf 
die soziale Krankenversicherung haben 
in den vergangenen Wochen viele Kas-
sen Einspruch erhoben. Auch der vdek 
in Bremen hat gemeinsam mit den an-
deren Kassenarten vor Ort Abgeordnete 
des Bundesrates angeschrieben. Als Al-
ternative schlägt der vdek eigene sozi-
alrechtsspezifische Wettbewerbsregeln 
für die gesetzlichen Krankenkassen vor. 
Ulrike Elsner, Vorstandsvorsitzende des 
vdek, sagt: „Die Ausdehnung des Wett-
bewerbs- und Kartellrechts auf die Kran-
kenkassen wirkt kontraproduktiv, be-
hindernd und kostentreibend.“ Es sei zu 
befürchten, dass das Kartellrecht auch 
die Zusammenarbeit bei Präventions- 
oder Selbsthilfeförderung, freiwilligen 
Projekten wie Mammographie-Scree-
ning oder der Abwehr von Abrechnungs-
betrug unter Generalverdacht stellen 
könnte.
Politisch haben die Krankenkassen von 
SPD und Grünen Zustimmung erhalten, 
aber auch in der Union waren kritische 
Stimmen zu hören. Die Bundesländer ha-
ben den entsprechenden Absatz mehr-
heitlich abgelehnt. Nun ist zu prüfen, ob 
die GWB-Novelle im Bundesrat zustim-
mungspflichtig ist. 
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Selbsthilfe

Für Selbsthilfe im Land Bremen stellen die gesetzlichen 
Krankenkassen in diesem Jahr fast 146.000 Euro zur Verfü-
gung. Im Vorjahr waren es noch fast 137.000 Euro. In zwei 
Förderrunden wird gemeinsam über Anträge von Selbst-
hilfegruppen entschieden. In der Hauptrunde im Frühjahr 
wurden 53 Selbsthilfegruppen gefördert. Förderkriterien 
und Formulare sind beim vdek erhältlich.

Pflegebedürftige

Die Zahl der Pflegebedürftigen ist erneut gestiegen. Wie 
das Statistische Landesamt Bremen mitteilt, waren im ver-
gangenen Jahr 13.028 Personen pflegebedürftig. Damit stieg 
ihre Zahl zwischen 2009 und 2011 um 5,6 % an. Vor allem 
die Gruppe der Pflegestufe I ist gewachsen (+ 11,2 %), eben-
so der Anteil stationärer Tagespflege (+ 32,6 %).

Krebsregister

Die Bundesregierung hat das Krebsfrüherkennungs- und 
-registriergesetz (KFRG) beschlossen. Damit soll die Krebs-
früherkennung weiter entwickelt werden. Zudem werden 
die Bundesländer zur Einrichtung von klinischen Krebsre-
gistern verpflichtet. Damit einheitliche und vergleichbare 
Strukturen entstehen, spricht sich der vdek dafür aus, nur 
ein Krebsregister pro Bundesland einzurichten.

Der Verband der Ersatzkassen e.V. (vdek) hat für seine fami-
lienfreundliche Personalpolitik das Zertifikat zum „audit 
berufundfamilie“ erhalten. Das von der Gemeinnützigen 

Hertie-Stiftung initiierte Qualitätszertifikat prämiert seit 1998 
Unternehmen, Institutionen und Hochschulen, deren familien-
freundliche Unternehmensführung die Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf besonders fördert. Zuvor hatte sich der vdek einem 
Auditierungsverfahren unterzogen und bestehende Potenziale 
betriebsinterner Familienfreundlichkeit analysieren lassen – mit 
Erfolg. Rund 580 vdek-Beschäftigte kommen flexible Arbeitszeit-
regelungen, individuelle Teilzeitmodelle sowie ein Ansprech-
partner zum Thema Beruf und Familie zugute. Weitere Angebote, 
wie Eltern-Kind-Zimmer oder die Einrichtung temporärer Heim-
arbeitsplätze bei Betreuungsengpässen, sind in Planung.

K u r zm  e l d u n g

Familienfreundlicher vdek 

k u r z  g e f a ss  t

Die bedarfsgerechte Versorgung mit Hospiz- und Palliativ-
plätzen im Land Bremen wurde in den vergangenen Mo-
naten intensiv diskutiert. Acht stationäre Hospizplätze im 

Hospiz Brücke, 22 Palliativbetten in Bremer und Bremerhave-
ner Kliniken sowie sieben ambulante Hospizdienste stehen für 
Schwerstkranke und Sterbende zur Verfügung. Doch reicht das 
für das Bundesland aus? 
Im März führte die Große Anfrage aller Fraktionen der Bremi-
schen Bürgerschaft dazu, dass die Gesundheitssenatorin zu ei-
nem Runden Tisch einlud. Im Vorfeld wurden auch die Verbände 
der Kranken- und Pflegekassen um eine Stellungnahme gebe-
ten. Beim Treffen im Juni ging es dagegen nicht so sehr um Ein-
zelheiten, sondern eher um das weitere Verfahren. Die gesam-
melten Stellungnahmen sollen erst einmal ausgewertet sowie 
der qualitative und quantitative Bedarf ermittelt werden. Hier-
bei wird unter anderem auch die Versorgungsstruktur des nie-
dersächsischen Umlandes mit zu beachten sein. Im Dezember 
2012 will die Senatorin der Bürgerschaft Ergebnisse vorlegen.
Aus Sicht der Verbände der Kranken- und Pflegekassen ist die 
Frage, was bedarfsgerechte Versorgung bedeutet, schwer zu be-
antworten. Zudem müssen auch Überkapazitäten vermieden 
werden. Das Bundesministerium für Gesundheit geht in sei-
nen Hochrechnungen von einem Bedarf von 50 Plätzen auf eine 
Million Einwohner aus. Rechnet man die insgesamt 30 Betten 
für die palliativmedizinische Versorgung auf diese Einwohner-
zahl hoch, würde es bedeuten, dass im Land Bremen 45 Plät-
ze zur Verfügung stehen. Damit liegt es im Bundesdurchschnitt 
gleichauf mit Berlin, Hamburg, Saarland und Thüringen. Wenn 
im kommenden Jahr das von den Johannitern geplante Hospiz in 
Bremen-Nord mit acht Plätzen eröffnet, verbessert sich die Si-
tuation weiter. Auch am Klinikum Links der Weser sind ab 2014 
vier weitere Palliativbetten vorgesehen.
Die meisten Schwerstkranken wünschen sich jedoch, in ihrer ge-
wohnten Umgebung zu bleiben. Um diesem Wunsch zu entspre-
chen und dennoch eine gute Versorgung zu ermöglichen, ist die 
ambulante Versorgung ein weiterer Baustein im Gesamtkon-
zept. 2007 wurde ein gesetzlicher Anspruch auf eine Versorgung 
von schwerkranken Patienten im häuslichen Umfeld oder einer 
stationären Pflegeeinrichtung geschaffen. Mittlerweile bieten 
zwei Pflegedienste im Land Bremen die spezialisierte ambulan-
te Palliativversorgung (SAPV) an. Daneben kümmern sich sie-
ben ambulante Hospizdienste mit insgesamt knapp 260 Ehren-
amtlichen um die Sterbenden zuhause. Die Ersatzkassen sind 
auch 2012 die größten finanziellen Förderer dieser wichtigen 
Aufgabe: Insgesamt schütteten die gesetzlichen Krankenkassen 
gemäß gesetzlichem Auftrag 338.651 Euro aus. Damit ist das För-
dervolumen seit 2003 um ein Vierfaches gestiegen.

P a l l i a t i v -  u n d  H osp   i zv  e r so  r g u n g

Gut versorgt bis zum Schluss 
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Erfahrene Fachleute des deutschen 
Gesundheitssystems beschreiben 
und kommentieren die Auswirkun-
gen auf die Praxis durch die gesetz-
lichen Neuregelungen rund um das 
GKV-Versorgungsstrukturgesetz 
– umfassend und leicht verständlich. 
Das Buch erläutert, was die Neure-
gelungen konkret für Vertragsärzte, 
Krankenhausträger und MVZ bedeu-
ten, aber auch für die Selbstverwal-
tung der GKV. Eine Synopse sowie 
ein Glossar runden die Ausführungen 
zu den Reforminhalten ab. Ein gelun-
genes Werk.

Halbe/Orlowski/Preusker/Schil-
ler/Wasem
Versorgungsstrukturgesetz 
(gKV-VStg) – auswirkungen auf 
die Praxis
Februar 2012, 376 S., € 49,95
medhochzwei Verlag gmbH, 
Heidelberg

Bücher über Alzheimer und Demenz 
sind zahlreich, doch keines dieser Bü-
cher wurde von einem Betroffenen 
selbst verfasst. Richard Taylor leidet 
an einer Demenz, vermutlich des Alz-
heimer-Typs, aber er hat all seine Er-
fahrungen mit der Erkrankung, seine 
Gedanken und Ideen in essayistischen 
Innen- und Außenansichten beschrie-
ben. In seinen brillant formulierten, 
humorvoll gewürzten und vehement 
vorgetragenen Beiträgen setzt er sich 
dafür ein, das Erleben der Betroffe-
nen besser zu verstehen, deren Rech-
te zu verteidigen und durch Schreiben 
ein Stück seiner selbst zu bewahren.

richard taylor
alzheimer und ich
leben mit Dr. alzheimer im Kopf
3. auflage 2011, 279 S., € 22,95
Verlag Hans Huber, Bern

B ü c H e r

gKV-VStg im 
 Praxistest

Sicht eines 
 Betroffenen 

Der Deutsche Preis für Onlinekom-
munikation 2012 in der Katego-
rie „Kampagnen für Institutionen“, 

verliehen vom deutschen Pressesprecher-
verband, ging an den Verband der Ersatz-
kassen, die Deutsche Rentenversicherung 
BUND (DRV) und die Kommunikations-
agentur A&B One Digital Gemeinsam hat-
ten die Gewinner eine Onlinekampag-
ne zur Sozialwahl 2011 durchgeführt und 
versucht, möglichst viele Menschen von 
der Teilnahme an der Sozialwahl zu über-
zeugen. Durch die Kampagne ist es gelun-
gen, rund 18 Millionen Wahlberechtigten 
die Vorteile einer Selbstverwaltung über 
die digitalen Kanäle wie Facebook, Youtu-
be und Twitter verständlich und erlebbar 
aufzuzeigen und eine große Zahl von Ver-
sicherten davon zu überzeugen, ihre Ver-
treter zu wählen. 

Mitte Juli 2012 schlossen die Er-
satzkassen BARMER GEK, DAK, 
KKH-Allianz und HEK mit dem 

Bremer Hausärzteverband einen ergän-
zenden Vertrag zur hausarztzentrier-
ten Versorgung (HzV). Damit wird der 
Schiedsspruch den gesetzlichen Ände-
rungen angepasst. Hierzu waren die Er-
satzkassen unabhängig von der einge-
reichten Klage gegen den Schiedsspruch 
verpflichtet. Der Vertrag gilt ab 2013. Der 
von der Techniker Krankenkasse abge-
schlossene HzV-Vertrag ist bereits seit 
2012 wirksam. 

S O Z i a l W a H l  2 0 1 2

Kampagne gewinnt 
Kommunikationspreis

M e l D u n g

HzV-Vertrag

FOTO  vdekDer Verband der Ersatzkassen hat 
erneut an Mitgliedern gewonnen. 
Mit Stichdatum 1.7.2012 waren insge-
samt 239.220 Menschen bei den Er-
satzkassen in Bremen versichert. In 
2011 waren es noch 235.642 Versi-
cherte. Insgesamt sind die Ersatzkas-
sen nach wie vor die stärkste Kassen-
art im Land. 
Mitgliedsstärkste Einzelkasse hier 
ist die hkk mit 93.075 Versicherten. 
Fast alle Ersatzkassen konnten ihre 
Zahlen steigern. 
Auch bundesweit sind die sechs Er-
satzkassen mit insgesamt über 
25 Millionen Versicherten Markt-
führer. Im Jahr 2009 überrundeten 
die vdek-Kassen erstmals die Orts-
krankenkassen. Die Tendenz setzt 
sich weiter fort: Auch im vergange-
nen Jahr hatten die Ersatzkassen die 
meisten Zuwächse unter den gesetz-
lichen Krankenkassen zu verbuchen. 

Z a H l  D e S  Q u a r t a l S

ersatzkassen 
wieder Marktführer 
in  Bremen
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